
dings, dass der Geldbetrag tatsächlich in den Verfügungsbereich des leistenden Unternehmers und
nicht auf ein Konto gelangt, auf das der Abtretungsempfänger die Möglichkeit des Zugriffs hat.

4. Wird eine zahlungsgestörte Forderung abgetreten, hinsichtlich derer der Abtretende die Umsatz-
steuer wegen teilweiser Uneinbringlichkeit gem. § 17 Abs. 2 Nr. 1 UStG berichtigt hatte und kann
der Forderungserwerber einen höheren Betrag als erwartet vereinnahmen, muss der Abtretende
die Umsatzsteuer gem. § 17 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 erneut berichtigen. Für diesen Berichtigungsbetrag
haftet der Forderungskäufer nach §13c UStG (vgl. Huschens, UVR 2016 S. 80).

5. Die für die Haftung nach § 13c UStG erforderliche Steuerfestsetzung kann sich aus einem Voraus-
zahlungsbescheid ergeben. Der spätere Erlass eines Jahresbescheides sowie im Insolvenzfall die
Eintragung in die Insolvenztabelle oder der Erlass eines Feststellungsbescheides erledigen aber
den Vorauszahlungsbescheid und treten für die Berechnung der Haftungsschuld an dessen Stelle
(BFH v. 21. 11. 2013 – V R 21/12, BStBl 2016 II S. 74 = DStR 2014 S. 528 m. Anm. Heu).

6. Für die zeitliche Anwendung der Regelung (vgl. Abschn. 13c.1 Abs. 44 i. d. F. des BMF-Schreibens
vom 17. 12. 2012) ist der Vorgang der Abtretung und nicht die eventuell spätere Entstehung der
Forderung maßgebend (BFH v. 3. 6. 2009 – XI R 57/07, BStBl 2010 II S. 520).

Zu § 13d (weggefallen)

Zu § 14 UStG

UStG § 14 Ausstellung von Rechnungen

(1) 1Rechnung ist jedes Dokument, mit dem über eine Lieferung oder sonstige Leistung abgerechnet wird,
gleichgültig, wie dieses Dokument im Geschäftsverkehr bezeichnet wird. 2Die Echtheit der Herkunft der Rech-
nung, die Unversehrtheit ihres Inhalts und ihre Lesbarkeit müssen gewährleistet werden. 3Echtheit der Herkunft
bedeutet die Sicherheit der Identität des Rechnungsausstellers. 4Unversehrtheit des Inhalts bedeutet, dass die
nach diesem Gesetz erforderlichen Angaben nicht geändert wurden. 5Jeder Unternehmer legt fest, in welcher
Weise die Echtheit der Herkunft, die Unversehrtheit des Inhalts und die Lesbarkeit der Rechnung gewährleistet
werden. 6Dies kann durch jegliche innerbetriebliche Kontrollverfahren erreicht werden, die einen verlässlichen
Prüfpfad zwischen Rechnung und Leistung schaffen können. 7Rechnungen sind auf Papier oder vorbehaltlich
der Zustimmung des Empfängers elektronisch zu übermitteln. 8Eine elektronische Rechnung ist eine Rechnung,
die in einem elektronischen Format ausgestellt und empfangen wird.

(2) 1Führt der Unternehmer eine Lieferung oder eine sonstige Leistung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 aus, gilt Folgendes:

1. führt der Unternehmer eine steuerpflichtige Werklieferung (§ 3 Abs. 4 Satz 1) oder sonstige Leistung im
Zusammenhang mit einem Grundstück aus, ist er verpflichtet, innerhalb von sechs Monaten nach Ausfüh-
rung der Leistung eine Rechnung auszustellen;

2. führt der Unternehmer eine andere als die in Nummer 1 genannte Leistung aus, ist er berechtigt, eine Rech-
nung auszustellen. Soweit er einen Umsatz an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen oder
an eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist, ausführt, ist er verpflichtet, innerhalb von sechs Mona-
ten nach Ausführung der Leistung eine Rechnung auszustellen. Eine Verpflichtung zur Ausstellung einer
Rechnung besteht nicht, wenn der Umsatz nach § 4 Nr. 8 bis 28 steuerfrei ist. § 14a bleibt unberührt.

2Unbeschadet der Verpflichtungen nach Satz 1 Nr. 1 und 2 Satz 2 kann eine Rechnung von einem in Satz 1 Nr. 2
bezeichneten Leistungsempfänger für eine Lieferung oder sonstige Leistung des Unternehmers ausgestellt wer-
den, sofern dies vorher vereinbart wurde (Gutschrift). 3Die Gutschrift verliert die Wirkung einer Rechnung,
sobald der Empfänger der Gutschrift dem ihm übermittelten Dokument widerspricht. 4Eine Rechnung kann im
Namen und für Rechnung des Unternehmers oder eines in Satz 1 Nr. 2 bezeichneten Leistungsempfängers von
einem Dritten ausgestellt werden.
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(3) Unbeschadet anderer nach Absatz 1 zulässiger Verfahren gelten bei einer elektronischen Rechnung die Echt-
heit der Herkunft und die Unversehrtheit des Inhalts als gewährleistet durch

1. eine qualifizierte elektronische Signatur oder
2. elektronischen Datenaustausch (EDI) nach Artikel 2 der Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom

19.Oktober 1994 über die rechtlichen Aspekte des elektronischen Datenaustausches (ABl. L 338 vom
28. 12. 1994, S. 98), wenn in der Vereinbarung über diesen Datenaustausch der Einsatz von Verfahren vor-
gesehen ist, die die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit der Daten gewährleisten.

(4) 1Eine Rechnung muss folgende Angaben enthalten:

1. den vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des leistenden Unternehmers und des Leistungs-
empfängers,

2. die dem leistenden Unternehmer vom Finanzamt erteilte Steuernummer oder die ihm vom Bundeszentral-
amt für Steuern erteilte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer,

3. das Ausstellungsdatum,
4. eine fortlaufende Nummer mit einer oder mehreren Zahlenreihen, die zur Identifizierung der Rechnung

vom Rechnungsaussteller einmalig vergeben wird (Rechnungsnummer),
5. die Menge und die Art (handelsübliche Bezeichnung) der gelieferten Gegenstände oder den Umfang und

die Art der sonstigen Leistung,
6. den Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung; in den Fällen des Absatzes 5 Satz 1 den Zeitpunkt der

Vereinnahmung des Entgelts oder eines Teils des Entgelts, sofern der Zeitpunkt der Vereinnahmung fest-
steht und nicht mit dem Ausstellungsdatum der Rechnung übereinstimmt,

7. das nach Steuersätzen und einzelnen Steuerbefreiungen aufgeschlüsselte Entgelt für die Lieferung oder
sonstige Leistung (§ 10) sowie jede im Voraus vereinbarte Minderung des Entgelts, sofern sie nicht bereits
im Entgelt berücksichtigt ist,

8. den anzuwendenden Steuersatz sowie den auf das Entgelt entfallenden Steuerbetrag oder im Fall einer
Steuerbefreiung einen Hinweis darauf, dass für die Lieferung oder sonstige Leistung eine Steuerbefreiung
gilt,

9. in den Fällen des § 14b Abs. 1 Satz 5 einen Hinweis auf die Aufbewahrungspflicht des Leistungsempfängers
und

10. in den Fällen der Ausstellung der Rechnung durch den Leistungsempfänger oder durch einen von ihm
beauftragten Dritten gemäß Absatz 2 Satz 2 die Angabe „Gutschrift“.

2In den Fällen des § 10 Abs. 5 sind die Nummern 7 und 8 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Bemessungs-
grundlage für die Leistung (§ 10 Abs. 4) und der darauf entfallende Steuerbetrag anzugeben sind. 3Unterneh-
mer, die § 24 Abs. 1 bis 3 anwenden, sind jedoch auch in diesen Fällen nur zur Angabe des Entgelts und des
darauf entfallenden Steuerbetrags berechtigt.

(5) 1Vereinnahmt der Unternehmer das Entgelt oder einen Teil des Entgelts für eine noch nicht ausgeführte
Lieferung oder sonstige Leistung, gelten die Absätze 1 bis 4 sinngemäß. 2Wird eine Endrechnung erteilt, sind
in ihr die vor Ausführung der Lieferung oder sonstigen Leistung vereinnahmten Teilentgelte und die auf sie
entfallenden Steuerbeträge abzusetzen, wenn über die Teilentgelte Rechnungen im Sinne der Absätze 1 bis 4
ausgestellt worden sind.

(6) Das Bundesministerium der Finanzen kann mit Zustimmung des Bundesrates zur Vereinfachung des
Besteuerungsverfahrens durch Rechtsverordnung bestimmen, in welchen Fällen und unter welchen Vorausset-
zungen

1. Dokumente als Rechnungen anerkannt werden können,
2. die nach Absatz 4 erforderlichen Angaben in mehreren Dokumenten enthalten sein können,
3. Rechnungen bestimmte Angaben nach Absatz 4 nicht enthalten müssen,
4. eine Verpflichtung des Unternehmers zur Ausstellung von Rechnungen mit gesondertem Steuerausweis

(Absatz 4) entfällt oder
5. Rechnungen berichtigt werden können.

(7) 1Führt der Unternehmer einen Umsatz im Inland aus, für den der Leistungsempfänger die Steuer nach § 13b
schuldet, und hat der Unternehmer im Inland weder seinen Sitz noch seine Geschäftsleitung, eine Betriebs-
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stätte, von der aus der Umsatz ausgeführt wird oder die an der Erbringung dieses Umsatzes beteiligt ist, oder in
Ermangelung eines Sitzes seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, so gelten abweichend von
den Absätzen 1 bis 6 für die Rechnungserteilung die Vorschriften des Mitgliedstaats, in dem der Unternehmer
seinen Sitz, seine Geschäftsleitung, eine Betriebsstätte, von der aus der Umsatz ausgeführt wird, oder in Erman-
gelung eines Sitzes seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 2Satz 1 gilt nicht, wenn eine Gutschrift
gemäß Absatz 2 Satz 2 vereinbart worden ist.

UStDV

§31 Angaben in der Rechnung

(1) 1Eine Rechnung kann aus mehreren Dokumenten bestehen, aus denen sich die nach § 14 Abs. 4 des Gesetzes geforderten
Angaben insgesamt ergeben. 2In einem dieser Dokumente sind das Entgelt und der darauf entfallende Steuerbetrag jeweils zusam-
mengefasst anzugeben und alle anderen Dokumente zu bezeichnen, aus denen sich die übrigen Angaben nach § 14 Abs. 4 des
Gesetzes ergeben. 3Die Angaben müssen leicht und eindeutig nachprüfbar sein.

(2) Den Anforderungen des § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 des Gesetzes ist genügt, wenn sich auf Grund der in die Rechnung aufge-
nommenen Bezeichnungen der Name und die Anschrift sowohl des leistenden Unternehmers als auch des Leistungsempfängers
eindeutig feststellen lassen.

(3) 1Für die in § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 5 des Gesetzes vorgeschriebenen Angaben können Abkürzungen, Buchstaben, Zahlen
oder Symbole verwendet werden, wenn ihre Bedeutung in der Rechnung oder in anderen Unterlagen eindeutig festgelegt ist. 2Die
erforderlichen anderen Unterlagen müssen sowohl beim Aussteller als auch beim Empfänger der Rechnung vorhanden sein.

(4) Als Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung (§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 des Gesetzes) kann der Kalendermonat angegeben
werden, in dem die Leistung ausgeführt wird.

(5) 1Eine Rechnung kann berichtigt werden, wenn

a) sie nicht alle Angaben nach §14 Abs. 4 oder § 14a des Gesetzes enthält oder
b) Angaben in der Rechnung unzutreffend sind.

2Es müssen nur die fehlenden oder unzutreffenden Angaben durch ein Dokument, das spezifisch und eindeutig auf die Rechnung
bezogen ist, übermittelt werden. 3Es gelten die gleichen Anforderungen an Form und Inhalt wie in § 14 des Gesetzes.

§ 32 Rechnungen über Umsätze, die verschiedenen Steuersätzen unterliegen

Wird in einer Rechnung über Lieferungen oder sonstige Leistungen, die verschiedenen Steuersätzen unterliegen, der Steuerbetrag
durch Maschinen automatisch ermittelt und durch diese in der Rechnung angegeben, ist der Ausweis des Steuerbetrags in einer
Summe zulässig, wenn für die einzelnen Posten der Rechnung der Steuersatz angegeben wird.

§ 33 Rechnungen über Kleinbeträge

1Eine Rechnung, deren Gesamtbetrag 250 Euro nicht übersteigt, muss mindestens folgende Angaben enthalten:

1. den vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des leistenden Unternehmers,
2. das Ausstellungsdatum,
3. die Menge und die Art der gelieferten Gegenstände oder den Umfang und die Art der sonstigen Leistung und
4. das Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbetrag für die Lieferung oder sonstige Leistung in einer Summe sowie den

anzuwendenden Steuersatz oder im Fall einer Steuerbefreiung einen Hinweis darauf, dass für die Lieferung oder sonstige Leis-
tung eine Steuerbefreiung gilt.

2Die §§ 31 und 32 sind entsprechend anzuwenden. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Rechnungen über Leistungen im Sinne der
§§ 3c, 6a und 13b des Gesetzes.

§ 34 Fahrausweise als Rechnungen

(1) 1Fahrausweise, die für die Beförderung von Personen ausgegeben werden, gelten als Rechnungen im Sinne des § 14 des Geset-
zes, wenn sie mindestens die folgenden Angaben enthalten:

1. den vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des Unternehmers, der die Beförderungsleistung ausführt. § 31 Abs. 2
ist entsprechend anzuwenden,

2. das Ausstellungsdatum,
3. das Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbetrag in einer Summe,
4. den anzuwendenden Steuersatz, wenn die Beförderungsleistung nicht dem ermäßigten Steuersatz nach §12 Abs. 2 Nr. 10 des

Gesetzes unterliegt, und
5. im Fall der Anwendung des § 26 Abs. 3 des Gesetzes einen Hinweis auf die grenzüberschreitende Beförderung von Personen im

Luftverkehr.
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2Auf Fahrausweisen der Eisenbahnen, die dem öffentlichen Verkehr dienen, kann an Stelle des Steuersatzes die Tarifentfernung
angegeben werden.

(2) 1Fahrausweise für eine grenzüberschreitende Beförderung im Personenverkehr und im internationalen Eisenbahn-Personenver-
kehr gelten nur dann als Rechnung im Sinne des § 14 des Gesetzes, wenn eine Bescheinigung des Beförderungsunternehmers oder
seines Beauftragten darüber vorliegt, welcher Anteil des Beförderungspreises auf die Strecke im Inland entfällt. 2In der Bescheini-
gung ist der Steuersatz anzugeben, der auf den auf das Inland entfallenden Teil der Beförderungsleistung anzuwenden ist.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Belege im Reisegepäckverkehr entsprechend.

UStAE 14.1. Zum Begriff der Rechnung

(1) 1Nach §14 Abs. 1 Satz 1 UStG in Verbindung mit § 31 Abs. 1 UStDV ist eine Rechnung jedes Doku-
ment oder eine Mehrzahl von Dokumenten, mit denen über eine Lieferung oder sonstige Leistung abge-
rechnet wird. 2Rechnungen im Sinne des § 14 UStG brauchen nicht ausdrücklich als solche bezeichnet
zu werden. 3Es reicht aus, wenn sich aus dem Inhalt des Dokuments ergibt, dass der Unternehmer über
eine Leistung abrechnet. 4Keine Rechnungen sind Schriftstücke, die nicht der Abrechnung einer Leis-
tung dienen, sondern sich ausschließlich auf den Zahlungsverkehr beziehen (z.B. Mahnungen), auch
wenn sie alle in § 14 Abs. 4 UStG geforderten Angaben enthalten. 5Soweit ein Kreditinstitut mittels
Kontoauszug über eine von ihm erbrachte Leistung abrechnet, kommt diesem Kontoauszug Abrech-
nungscharakter zu mit der Folge, dass dieser Kontoauszug eine Rechnung im Sinne des § 14 Abs. 1
Satz 1 UStG darstellt. 6Rechnungen können auf Papier oder, vorbehaltlich der Zustimmung des Empfän-
gers, auf elektronischem Weg übermittelt werden (vgl. Abschnitt 14.4).

(2) 1Als Rechnung ist auch ein Vertrag anzusehen, der die in § 14 Abs. 4 UStG geforderten Angaben
enthält. 2Im Vertrag fehlende Angaben müssen in anderen Unterlagen enthalten sein, auf die im Vertrag
hinzuweisen ist (§ 31 Abs. 1 UStDV). 3Ist in einem Vertrag – z.B. in einem Miet- oder Pachtvertrag, War-
tungsvertrag oder Pauschalvertrag mit einem Steuerberater – der Zeitraum, über den sich die jeweilige
Leistung oder Teilleistung erstreckt, nicht angegeben, reicht es aus, wenn sich dieser aus den einzelnen
Zahlungsbelegen, z.B. aus den Ausfertigungen der Überweisungsaufträge, ergibt (vgl. BFH-Beschluss
vom 7. 7. 1988, VB 72/86, BStBl II S. 913). 4Die in einem Vertrag enthaltene gesonderte Inrechnungstel-
lung der Steuer muss jedoch wie bei jeder anderen Abrechnungsform eindeutig, klar und unbedingt
sein. 5Das ist nicht der Fall, wenn z.B. die in einem Vertrag enthaltene Abrechnung offen lässt, ob der
leistende Unternehmer den Umsatz versteuern oder als steuerfrei behandeln will, und demnach die
Abrechnungsvereinbarung für jeden der beiden Fälle eine wahlweise Ausgestaltung enthält (vgl. BFH-
Urteil vom 4. 3. 1982, VR 55/80, BStBl II S. 317).

(3) 1Nach § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG ist der Unternehmer bei Ausführung einer steuerpflichtigen
Werklieferung oder sonstigen Leistung im Zusammenhang mit einem Grundstück (vgl. Abschnitt 14.2)
stets verpflichtet, innerhalb von sechs Monaten nach Ausführung der Leistung eine Rechnung auszu-
stellen. 2Wird in diesen Fällen das Entgelt oder ein Teil des Entgelts vor Ausführung der Leistung ver-
einnahmt, ist die Rechnung innerhalb von sechs Monaten nach Vereinnahmung des Entgelts oder des
Teilentgelts auszustellen. 3Die Verpflichtung zur Erteilung einer Rechnung besteht auch dann, wenn es
sich beim Leistungsempfänger nicht um einen Unternehmer handelt, der die Leistung für sein Unter-
nehmen bezieht, und ist nicht davon abhängig, ob der Empfänger der steuerpflichtigen Werklieferung
oder sonstigen Leistung der Eigentümer des Grundstücks ist. 4Die Verpflichtung zur Erteilung einer
Rechnung bei steuerpflichtigen Werklieferungen oder sonstigen Leistungen im Zusammenhang mit
einem Grundstück gilt auch für Kleinunternehmer im Sinne des § 19 Abs. 1 UStG und Land- und Forst-
wirte, die die Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 UStG anwenden. 5Für steuerpflichtige sonstige
Leistungen der in § 4 Nr. 12 Satz 1 und 2 UStG bezeichneten Art, die weder an einen anderen Unter-
nehmer für dessen Unternehmen noch an eine juristische Person erbracht werden, besteht keine Rech-
nungserteilungspflicht. 6Nach § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UStG ist der Unternehmer bei Ausführung von
Lieferungen oder sonstigen Leistungen an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen oder
an eine juristische Person, soweit sie nicht Unternehmer ist, grundsätzlich verpflichtet, innerhalb von
sechs Monaten nach Ausführung der Leistung eine Rechnung auszustellen. 7Die Verpflichtung zur
Rechnungserteilung in den Fällen des Satzes 6 entfällt, wenn die Leistungen nach § 4 Nr. 8 bis 28
UStG steuerfrei sind und den Leistungsempfänger grundsätzlich nicht zum Vorsteuerabzug berechtigen.
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8Die zusätzlichen Pflichten bei der Ausstellung von Rechnungen in besonderen Fällen nach §14a UStG
bleiben hiervon unberührt. 9Eine Rechnung kann durch den leistenden Unternehmer selbst oder durch
einen von ihm beauftragten Dritten, der im Namen und für Rechnung des Unternehmers abrechnet (§ 14
Abs. 2 Satz 4 UStG), ausgestellt werden. 10Der Leistungsempfänger kann nicht Dritter sein. 11Zur Rech-
nungsausstellung durch den Leistungsempfänger (Gutschrift, § 14 Abs. 2 Satz 2 UStG) vgl. Ab-
schnitt 14.3. 12Bedient sich der leistende Unternehmer zur Rechnungserstellung eines Dritten, hat der
leistende Unternehmer sicher zu stellen, dass der Dritte die Einhaltung der sich aus §§ 14 und 14a UStG
ergebenden formalen Voraussetzungen gewährleistet.

(4) 1Sog. Innenumsätze, z.B. zwischen Betriebsabteilungen desselben Unternehmens oder innerhalb
eines Organkreises, sind innerbetriebliche Vorgänge. 2Werden für sie Belege mit gesondertem Steuer-
ausweis ausgestellt, handelt es sich umsatzsteuerrechtlich nicht um Rechnungen, sondern um unter-
nehmensinterne Buchungsbelege. 3Die darin ausgewiesene Steuer wird nicht nach § 14c Abs. 2 UStG
geschuldet (vgl. BFH-Urteil vom 28. 10. 2010, VR 7/10, BStBl 2011 II S. 391, und Abschnitt 14c.2
Abs. 2 a).

(5) 1Der Anspruch nach § 14 Abs. 2 UStG auf Erteilung einer Rechnung mit gesondert ausgewiesener
Steuer steht dem umsatzsteuerrechtlichen Leistungsempfänger zu, sofern er eine juristische Person
oder ein Unternehmer ist, der die Leistung für sein Unternehmen bezogen hat. 2Hierbei handelt es sich
um einen zivilrechtlichen Anspruch, der nach § 13 GVG vor den ordentlichen Gerichten geltend zu
machen ist (vgl. BGH-Urteil vom 11. 12. 1974, VIII ZR 186/73, NJW 1975 S. 310). 3Dieser Anspruch
(Erfüllung einer aus § 242 BGB abgeleiteten zivilrechtlichen Nebenpflicht aus dem zu Grunde liegenden
Schuldverhältnis) setzt voraus, dass der leistende Unternehmer zur Rechnungsausstellung mit geson-
dertem Steuerausweis berechtigt ist und ihn zivilrechtlich die Abrechnungslast trifft (vgl. BFH-Urteil
vom 4. 3. 1982, VR 107/79, BStBl II S. 309). 4Die Verjährung richtet sich nach § 195 BGB; weiterhin gel-
ten die allgemeinen Vorschriften des BGB über die Verjährung. 5Ist es ernstlich zweifelhaft, ob eine
Leistung der Umsatzsteuer unterliegt, kann der Leistungsempfänger die Erteilung einer Rechnung mit
gesondert ausgewiesener Steuer nur verlangen, wenn der Vorgang bestandskräftig der Umsatzsteuer
unterworfen wurde (vgl. BGH-Urteile vom 24. 2. 1988, VIII ZR 64/87, UR 1988 S. 183, und vom 10. 11.
1988, VII ZR 137/87, UR 1989 S. 121, und BFH-Urteil vom 30. 3. 2011, XI R 12/08, BStBl II S. 819). 6Zu
der Möglichkeit des Leistungsempfängers, die Steuerpflicht des Vorgangs auch durch eine Feststel-
lungsklage nach §41 FGO klären zu lassen, vgl. BFH-Urteil vom 10. 7. 1997, VR 94/96, BStBl II S. 707.
7Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist der Anspruch auf Ausstellung einer Rechnung nach § 14
Abs. 1 UStG vom Insolvenzverwalter auch dann zu erfüllen, wenn die Leistung vor Eröffnung des Insol-
venzverfahrens bewirkt wurde (vgl. BGH-Urteil vom 6. 5. 1981, VIII ZR 45/80, UR 1982 S. 55, zum Kon-
kursverfahren).

(6) 1Für Umsätze, die nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG im Inland steuerbar sind, gelten grundsätzlich die Vor-
schriften zur Rechnungsausstellung nach den §§ 14, 14a UStG. 2Ist der Unternehmer zwar nicht im
Inland, aber in einem anderen Mitgliedstaat ansässig und führt er einen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG im
Inland steuerbaren Umsatz aus, für den der Leistungsempfänger die Steuer nach § 13b Abs. 5 in Verbin-
dung mit Abs. 1 und 2 UStG schuldet, gelten für die Rechnungserteilung die Vorschriften des Mitglied-
staates, in dem der Unternehmer seinen Sitz, seine Geschäftsleitung, eine Betriebsstätte, von der aus der
Umsatz ausgeführt wird, oder in Ermangelung eines Sitzes seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt hat (§ 14 Abs. 7 Satz 1 UStG). 3Der Unternehmer ist bei Anwendung des § 14 Abs. 7 Satz 1 UStG
nicht im Inland ansässig, wenn er weder seinen Sitz noch seine Geschäftsleitung, eine Betriebsstätte
(vgl. Abschnitt 3a.1 Abs. 3), von der aus der Umsatz ausgeführt wird oder die an der Erbringung dieses
Umsatzes beteiligt ist, oder in Ermangelung eines Sitzes seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt im Inland hat; dies gilt auch, wenn der Unternehmer ausschließlich einen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthaltsort im Inland, aber seinen Sitz, den Ort der Geschäftsleitung oder eine Betriebsstätte
im Ausland hat. 4Vereinbaren die am Leistungsaustausch Beteiligten, dass der Leistungsempfänger über
den Umsatz abrechnet, greift der Grundsatz nach Satz 1 (§ 14 Abs. 7 Satz 2 UStG).
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B e i s p i e l 1 :

1Der französische Unternehmer F erbringt an den deutschen Unternehmer D eine Unternehmensbe-
ratungsleistung. 2F hat seinen Unternehmenssitz in Frankreich, von dem aus die Leistung erbracht
wird.

3F erbringt an D eine sonstige Leistung, die nach §3a Abs. 2 UStG im Inland steuerbar ist. 4Steuer-
schuldner für die steuerpflichtige Leistung ist D als Leistungsempfänger nach § 13b Abs. 5 Satz 1 in
Verbindung mit Abs. 1 UStG.

a) 1F erteilt die Rechnung.
2F hat eine Rechnung nach den in Frankreich geltenden Vorgaben zur Rechnungserteilung aus-
zustellen.

b) 1F und D vereinbaren, dass D mit Gutschrift abrechnet.
2D hat die Gutschrift nach den in Deutschland geltenden Rechnungserteilungspflichten zu
erstellen.

B e i s p i e l 2 :

1Wie Beispiel 1. 2F weist in der Rechnung gesondert deutsche Umsatzsteuer aus.

3F hat deutsche Umsatzsteuer gesondert ausgewiesen, obwohl er diese nach deutschem Umsatz-
steuergesetz nicht schuldet. 4Solange F den unrichtigen Steuerbetrag gegenüber D nicht berichtigt,
schuldet er den gesondert ausgewiesen Steuerbetrag nach § 14c Abs. 1 UStG (vgl. Abschnitt 14c.1).
5Auch ohne Rechnungsberichtigung durch F wird D von der Steuerschuldnerschaft des Leistungs-
empfängers nach §13b Abs. 5 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 1 UStG nicht entbunden.

Anmerkung

1. Abschn. 14.1 Abs. 6 ist durch das BMF-Schreiben v. 25. 10. 2013 (BStBl I S. 1305) eingefügt worden
und berücksichtigt die Regelung in § 14 Abs. 7 UStG i. d. F. des AmtshilfeRLUmsG: Maßgebend für
die anzuwendenden Vorschriften für die Rechnungserteilung ist grundsätzlich das Recht des Mit-
gliedstaates, in dem der Umsatz ausgeführt wird (Art. 219a Nr. 1 MwStSystRL). Wird der Umsatz
im Inland bewirkt, sind somit § 14 und § 14a UStG maßgebend. Ausnahme: Wird eine Leistung von
einem ausländischen Unternehmer bewirkt und schuldet der Leistungsempfänger die Steuer nach
§ 13b UStG, ist das Recht des Mitgliedstaates maßgebend, in dem der leistende Unternehmer sei-
nen Sitz, seine Geschäftsleitung oder eine Betriebsstätte hat, von der aus der Umsatz ausgeführt
worden ist. Dies gilt jedoch nicht für Gutschriften (§ 14 Abs. 7 UStG, Art. 219a Nr. 2 MwStSystRL).

B e i s p i e l :

Ein Frachtführer F aus Köln befördert für den in Kopenhagen ansässigen Unternehmer K Ware
von Hamburg nach Kopenhagen.

Die innergemeinschaftliche Dienstleistung wird am Empfängerort (Kopenhagen) ausgeführt
(§ 3a Abs. 2 UStG, Art. 44 MwStSystRL). Die dänische Steuer schuldet der Leistungsempfänger
(Art. 196 MwStSystRL). Die Ausstellung der Rechnung erfolgt nach den deutschen Rechnungs-
ausstellungsvorschriften (§§ 14, 14a UStG).

2. Erteilt eine Organgesellschaft für Innenleistungen Rechnungen mit gesondertem Steuerausweis an
den Organträger, begründet dies für die Organgesellschaft weder nach §14c Abs. 1 UStG noch nach
§ 14c Abs. 2 UStG eine Steuerschuld (BFH v. 28. 10. 2010, V R 7/10, BStBl 2011 II S. 391). In diesem
Sinne auch Abschn. 14.1 Abs. 4 UStAE. Die Erteilung von Rechnungen mit gesondertem Steueraus-
weis kann sich ggf. sogar als vorteilhaft erweisen, wenn später entschieden wird, dass die Voraus-
setzungen der Organschaft nicht vorgelegen haben.

3. Abschn. 14.1 Abs. 5 Satz 6 verweist auf das BFH-Urteil v. 10. 7. 1997 (BStBl 1997 II S. 707) und die
Möglichkeit, in Zweifelsfällen durch Feststellungsklage die Steuerpflicht des Vorgangs klären zu
lassen. Nach dem Urteil des BFH v. 30. 3. 2011 (XI R 12/08, BStBl 2011 S. 819) soll die Feststel-
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lungsklage dagegen unzulässig sein, wenn die Frage des umsatzsteuerlichen Leistungsempfängers
zweifelhaft ist (dagegen berechtigte Einwendungen bei von Eichborn, DStR 2011 S. 1249).

UStAE 14.2. Rechnungserteilungspflicht bei Leistungen im Zusammenhang mit
einem Grundstück

(1) 1Der Begriff der steuerpflichtigen Werklieferungen oder sonstigen Leistungen im Zusammenhang mit
einem Grundstück (vgl. Abschnitt 14.1 Abs. 3 Sätze 1 bis 5) umfasst Bauleistungen nach §13b Abs. 2
Nr. 4 UStG und sonstige Leistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück im Sinne des § 3a Abs. 3
Nr. 1 UStG (vgl. Abschnitt 3a.3). 2Sofern in den Absätzen 2 bis 4 für die Rechnungserteilungspflicht
nach §14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG darüber hinaus Leistungen als im Zusammenhang mit einem Grund-
stück qualifiziert werden, sind hieraus keine Rückschlüsse für die Anwendung von § 3a Abs. 3 Nr. 1
und § 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG zu ziehen.

(2) 1Zu den Leistungen, bei denen nach § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG eine Verpflichtung zur Rechnungs-
erteilung besteht, gehören zunächst alle Bauleistungen, bei denen der Leistungsempfänger unter den
weiteren Voraussetzungen des § 13b Abs. 2 Nr. 4 UStG Steuerschuldner sein kann (vgl. Abschnitt 13b.2).
2Weiter gehören dazu die steuerpflichtigen Werklieferungen oder sonstigen Leistungen, die der
Erschließung von Grundstücken oder der Vorbereitung von Bauleistungen dienen. 3Damit sind z.B.
auch die folgenden Leistungen von der Rechnungserteilungspflicht erfasst:

– Planerische Leistungen (z.B. von Statikern, Architekten, Garten- und Innenarchitekten, Vermes-
sungs-, Prüf- und Bauingenieuren);

– Labordienstleistungen (z.B. die chemische Analyse von Baustoffen oder Bodenproben);
– reine Leistungen der Bauüberwachung;
– Leistungen zur Prüfung von Bauabrechnungen;
– Leistungen zur Durchführung von Ausschreibungen und Vergaben;
– Abbruch- oder Erdarbeiten.

(3) 1Die steuerpflichtige Werklieferung oder sonstige Leistung muss in engem Zusammenhang mit
einem Grundstück stehen. 2Ein enger Zusammenhang ist gegeben, wenn sich die Werklieferung oder
sonstige Leistung nach den tatsächlichen Umständen überwiegend auf die Bebauung, Verwertung, Nut-
zung oder Unterhaltung, aber auch Veräußerung oder den Erwerb des Grundstücks selbst bezieht. 3Es
besteht bei der Erbringung u.a. folgender Leistungen eine Verpflichtung zur Erteilung einer Rechnung:

– Zur Verfügung stellen von Betonpumpen oder von anderem Baugerät;
– Aufstellen von Material- oder Bürocontainern;
– Aufstellen von mobilen Toilettenhäusern;
– Entsorgung von Baumaterial (z.B. Schuttabfuhr durch ein Abfuhrunternehmen);
– Gerüstbau;
– bloße Reinigung von Räumlichkeiten oder Flächen (z.B. Fensterreinigung);
– Instandhaltungs-, Reparatur-, Wartungs- oder Renovierungsarbeiten an Bauwerken oder Teilen von

Bauwerken (z.B. Klempner- oder Malerarbeiten);
– Anlegen von Grünanlagen und Bepflanzungen und deren Pflege (z.B. Bäume, Gehölze, Blumen,

Rasen);
– Beurkundung von Grundstückskaufverträgen durch Notare;
– Vermittlungsleistungen der Makler bei Grundstücksveräußerungen oder Vermietungen.

(4) Sofern selbständige Leistungen vorliegen, sind folgende Leistungen keine Leistungen im Zusam-
menhang mit einem Grundstück, bei denen nach § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG die Verpflichtung zur
Erteilung einer Rechnung besteht:

– Veröffentlichung von Immobilienanzeigen, z.B. durch Zeitungen;
– Rechts- und Steuerberatung in Grundstückssachen.
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(5) 1Alltägliche Geschäfte, die mit einem Kaufvertrag abgeschlossen werden (z.B. der Erwerb von
Gegenständen durch einen Nichtunternehmer in einem Baumarkt), unterliegen nicht der Verpflichtung
zur Rechnungserteilung. 2Auch die Lieferung von Baumaterial auf eine Baustelle eines Nichtunterneh-
mers oder eines Unternehmers, der das Baumaterial für seinen nichtunternehmerischen Bereich
bezieht, wird nicht von der Verpflichtung zur Erteilung einer Rechnung umfasst.

Anmerkung

Führt ein Unternehmer eine steuerpflichtige Werklieferung oder sonstige Leistung im Zusammenhang
mit einem Grundstück aus, ist er verpflichtet, innerhalb von sechs Monaten nach Ausführung der
Leistung eine Rechnung auszustellen (§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG). Abgrenzungsfälle enthält
Abschn. 14.2 Abs. 2–5 UStAE. Der mit BMF-Schreiben v. 17. 12. 2012 (BStBl I S. 1260) eingefügte
Abschn. 14.2 Abs. 1 Satz 2 stellt klar, dass aus der Aufzählung der Fälle in Abs. 2 – 4 keine Rück-
schlüsse auf die Anwendung der Ortsbestimmung des § 3a Abs. 3 Nr. 1 UStG und die Qualifikation
als Bauleistung vorgenommen werden können. Das bedeutet: Der Begriff der Leistung „im Zusammen-
hang mit einem Grundstück“ hat in § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG einen weitergehenden Inhalt als in
§ 3a Abs. 3 Nr. 1 UStG (dazu kritisch Weber, UVR 2013 S. 110).

UStAE 14.3. Rechnung in Form der Gutschrift

(1) 1Eine Gutschrift ist eine Rechnung, die vom Leistungsempfänger ausgestellt wird (§ 14 Abs. 2 Satz 2
UStG). 2Eine Gutschrift kann auch durch juristische Personen, die nicht Unternehmer sind, ausgestellt
werden. 3Der Leistungsempfänger kann mit der Ausstellung einer Gutschrift auch einen Dritten beauf-
tragen, der im Namen und für Rechnung des Leistungsempfängers abrechnet (§ 14 Abs. 2 Satz 4 UStG).
4Eine Gutschrift kann auch ausgestellt werden, wenn über steuerfreie Umsätze abgerechnet wird oder
wenn beim leistenden Unternehmer nach § 19 Abs. 1 UStG die Steuer nicht erhoben wird. 5Dies kann
dazu führen, dass der Empfänger der Gutschrift unrichtig oder unberechtigt ausgewiesene Steuer nach
§ 14c UStG schuldet. 6Keine Gutschrift ist die im allgemeinen Sprachgebrauch ebenso bezeichnete Kor-
rektur einer zuvor ergangenen Rechnung.

(2) 1Die am Leistungsaustausch Beteiligten können frei vereinbaren, ob der leistende Unternehmer oder
der in § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UStG bezeichnete Leistungsempfänger abrechnet. 2Die Vereinbarung hie-
rüber muss vor der Abrechnung getroffen sein und kann sich aus Verträgen oder sonstigen Geschäfts-
unterlagen ergeben. 3Sie ist an keine besondere Form gebunden und kann auch mündlich getroffen
werden. 4Die Gutschrift ist, vorbehaltlich der Regelungen des § 14a UStG, innerhalb von sechs Monaten
zu erteilen (vgl. Abschnitt 14.1 Abs. 3) und hat die Angabe „Gutschrift“ zu enthalten (§ 14 Abs. 4 Satz 1
Nr. 10 UStG, vgl. Abschnitt 14.5 Abs. 24). 5Keine Gutschrift ist die im allgemeinen Sprachgebrauch
ebenso bezeichnete Stornierung oder Korrektur der ursprünglichen Rechnung (vgl. Abschnitt 14c.1
Abs. 3 Satz 3). 6Wird in einem Dokument sowohl über empfangene Leistungen (Gutschrift) als auch
über ausgeführte Leistungen (Rechnung) zusammen abgerechnet, muss das Dokument die Rechnungs-
angabe „Gutschrift“ enthalten. 7Zudem muss aus dem Dokument zweifelsfrei hervorgehen, über welche
Leistung als Leistungsempfänger bzw. leistender Unternehmer abgerechnet wird. 8In dem Dokument
sind Saldierung und Verrechnung der gegenseitigen Leistungen unzulässig.

(3) 1Voraussetzung für die Wirksamkeit einer Gutschrift ist, dass die Gutschrift dem leistenden Unter-
nehmer übermittelt worden ist und dieser dem ihm zugeleiteten Dokument nicht widerspricht (§ 14
Abs. 2 Satz 3 UStG). 2Die Gutschrift ist übermittelt, wenn sie dem leistenden Unternehmer so zugänglich
gemacht worden ist, dass er von ihrem Inhalt Kenntnis nehmen kann (vgl. BFH-Urteil vom 15. 9. 1994,
XI R 56/93, BStBl 1995 II S. 275).

(4) 1Der leistende Unternehmer kann der Gutschrift widersprechen. 2Mit dem Widerspruch verliert die
Gutschrift die Wirkung als Rechnung. 3Dies gilt auch dann, wenn die Gutschrift den zivilrechtlichen
Vereinbarungen entspricht und die Umsatzsteuer zutreffend ausweist. 4Es genügt, dass der Widerspruch
eine wirksame Willenserklärung darstellt (vgl. BFH-Urteil vom 23. 1. 2013, XI R 25/11, BStBl II S. 417).
5Der Widerspruch wirkt – auch für den Vorsteuerabzug des Leistungsempfängers – erst in dem Besteue-
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rungszeitraum, in dem er erklärt wird (vgl. BFH-Urteil vom 19. 5. 1993, VR 110/88, BStBl II S. 779, und
Abschnitt 15.2a Abs. 11). 6Die Wirksamkeit des Widerspruchs setzt den Zugang beim Gutschriftsausstel-
ler voraus.

Anmerkung

1. Mit dem Widerspruch des leistenden Unternehmers verliert die Gutschrift auch dann ihre Wir-
kung für den Vorsteuerabzug des Gutschrifterstellers/Leistungsempfängers, wenn die Gutschrift
inhaltlich richtig war und der Leistungsempfänger einen Anspruch auf eine Rechnung mit geson-
dertem Steuerausweis hat (BFH v. 23. 1. 2013 – XI R 25/11, BStBl 2013 II S. 417; Abschn. 14.3 Abs. 4
Satz 3 und 4; zustimmend Wagner, MwStR 2013 S. 534; kritisch: Stadie, UR 2013 S. 365, Kaya/
Dönmez, NWB 2014 S. 1944). Der Leistungsempfänger verliert den Vorsteuerabzug ex nunc (vgl.
dazu Nacke, NWB 2017 S. 3124). Dem Leistungsempfänger bleibt die Möglichkeit, den leistenden
Unternehmer auf dem Zivilrechtsweg zur Ausstellung einer Rechnung zu verpflichten und ggf.
Schadensersatzansprüche geltend zu machen (vgl. hierzu Kraeusel, UR 2013 S. 609). Zur Frage,
ob auf das Widerspruchsrecht wirksam verzichtet werden kann vgl. Thietz-Bartram, MwStR 2017
S. 817.

2. Nach Auffassung des FG München (Urt v. 5. 11. 2014 – 3 K 3209/11, EFG 2015 S. 427) kann die
Berichtigung einer Gutschrift und der Widerspruch gegen eine Gutschrift aus Gründen der Rechts-
sicherheit nur solange vorgenommen werden, wie noch keine zivilrechtliche Verjährung nach
§ 195 BGB eingetreten ist.

3. Nach § 14 Abs. 4 Nr. 10 UStG i. d. F. des AmtshilfeRLUmsG muss im Fall der Abrechnung durch
Gutschrift das Abrechnungsdokument zwingend als „Gutschrift“ bezeichnet werden (zur Proble-
matik der Neuregelung vgl. Beuche/Trinks, NWB 2012 S. 3762; vgl. auch Widmann, MwStR 2013
S. 321: „reichlich fragwürdige Zumutung für die Praxis“).

In den Fällen des §17 UStG, z. B. beim Jahresbonus und Rückgängigmachung von Lieferungen,
liegt keine Gutschrift vor (Abschn. 14.3 Abs. 2 Satz 5); wird in diesen Fällen fälschlicherweise das
Wort „Gutschrift“ verwendet, führt dies für sich allein genommen noch nicht zu einer Steuer-
schuld nach § 14c UStG (Abschn. 14c.1 Abs. 3 Satz 2).

Die Verwaltung akzeptiert Formulierungen in anderen Amtssprachen der Mitgliedstaaten, z. B.
„Self-billing“ (vgl. hierzu Abschn. 14.5 Abs. 24 Satz 2 und die tabellarische Auflistung in Ab-
schnitt II des BMF-Schreibens vom 25. 10. 2013, BStBl I S. 1305).

Die Verwendung anderer Begriffe, z. B. Eigenfaktura, credit note, entspricht zwar nicht den gesetz-
lichen Vorgaben, ist aber für Zwecke des Vorsteuerabzugs nicht schädlich, wenn die gewählte
Bezeichnung hinreichend eindeutig ist (Abschn. 14.5 Abs. 24 Satz 3; vgl. hierzu auch Korf mit Hin-
weis auf die Erläuterungen der EU-Kommission zu Art. 248a MwStSystRL, UR 2013 S. 448).

4. Die geänderten Rechnungsausstellungsvorschriften gelten für Umsätze, die nach dem 29. 6. 2013
ausgeführt worden sind (Art. 31 Abs. 1 AmtshilfeRLUmsG i. V.m. § 27 Abs. 1 UStG). Für Rechnun-
gen/Gutschriften, die bis einschließlich 31. 12. 2013 ausgestellt worden sind, beanstandet es die
Verwaltung nicht, wenn die geänderten Rechnungsausstellungsvorschriften noch nicht umgesetzt
wurden (BMF v. 25. 10. 2013, a. a. O.). Daher entfällt insb. der Vorsteuerabzug aus Gutschriften
nicht, wenn solche nicht ausdrücklich als Gutschriften bezeichnet wurden (s. u.).

UStAE 14.4. Echtheit und Unversehrtheit von Rechnungen

(1) 1Rechnungen sind auf Papier oder vorbehaltlich der Zustimmung des Rechnungsempfängers elektro-
nisch zu übermitteln (§ 14 Abs. 1 Satz 7 UStG). 2Die Zustimmung des Empfängers der elektronisch über-
mittelten Rechnung bedarf dabei keiner besonderen Form; es muss lediglich Einvernehmen zwischen
Rechnungsaussteller und Rechnungsempfänger darüber bestehen, dass die Rechnung elektronisch
übermittelt werden soll. 3Die Zustimmung kann z.B. in Form einer Rahmenvereinbarung (z.B. in den
Allgemeinen Geschäftsbedingungen) erklärt werden. 4Sie kann auch nachträglich erklärt werden. 5Es
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genügt aber auch, dass die Beteiligten diese Verfahrensweise tatsächlich praktizieren und damit still-
schweigend billigen.

(2) 1Eine elektronische Rechnung im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 8 UStG ist eine Rechnung, die in einem
elektronischen Format ausgestellt und empfangen wird. 2Der Rechnungsaussteller ist – vorbehaltlich
der Zustimmung des Rechnungsempfängers – frei in seiner Entscheidung, in welcher Weise er elektro-
nische Rechnungen übermittelt. 3Elektronische Rechnungen können z.B. per E-Mail (ggf. mit Bilddatei-
oder Textdokumentanhang) oder De-Mail (vgl. De-Mail-Gesetz vom 28. 4. 2011, BGBl. I S. 666), per
Computer-Fax oder Faxserver, per Web-Download oder per EDI übermittelt werden. 4Eine von Stan-
dard-Telefax an Standard-Telefax oder von Computer-Telefax/Fax-Server an Standard-Telefax übermit-
telte Rechnung gilt als Papierrechnung.

(3) 1Papier- und elektronische Rechnungen werden ordnungsgemäß übermittelt, wenn die Echtheit der
Herkunft, die Unversehrtheit des Inhalts und die Lesbarkeit der Rechnung gewährleistet sind; sie sind
auch inhaltlich ordnungsgemäß, wenn alle erforderlichen Angaben nach §14 Abs. 4 und §14a UStG
enthalten sind. 2Die Echtheit der Herkunft einer Rechnung ist gewährleistet, wenn die Identität des
Rechnungsausstellers sichergestellt ist. 3Die Unversehrtheit des Inhalts einer Rechnung ist gewährleis-
tet, wenn die nach dem UStG erforderlichen Angaben während der Übermittlung der Rechnung nicht
geändert worden sind. 4Eine Rechnung gilt als lesbar, wenn sie für das menschliche Auge lesbar ist;
Rechnungsdaten, die per EDI-Nachrichten, XML-Nachrichten oder anderen strukturierten elektroni-
schen Nachrichtenformen übermittelt werden, sind in ihrem Originalformat nicht lesbar, sondern erst
nach einer Konvertierung.

I n n e r b e t r i e b l i c h e K o n t r o l l v e r f a h r e n

(4) Die Echtheit der Herkunft, die Unversehrtheit des Inhalts und die Lesbarkeit der Rechnung müssen,
sofern keine qualifizierte elektronische Signatur verwendet oder die Rechnung per elektronischen
Datenaustausch (EDI) übermittelt wird (vgl. Absätze 7 bis 10), durch ein innerbetriebliches Kontrollver-
fahren, das einen verlässlichen Prüfpfad zwischen Rechnung und Leistung schaffen kann, gewährleistet
werden (§ 14 Abs. 1 Satz 5 und 6 UStG).

(5) 1Als innerbetriebliches Kontrollverfahren im Sinne des § 14 Abs. 1 UStG ist ein Verfahren ausrei-
chend, das der Unternehmer zum Abgleich der Rechnung mit seiner Zahlungsverpflichtung einsetzt,
um zu gewährleisten, dass nur die Rechnungen beglichen werden, zu deren Begleichung eine Verpflich-
tung besteht. 2Der Unternehmer kann hierbei auf bereits bestehende Rechnungsprüfungssysteme
zurückgreifen. 3Es werden keine technischen Verfahren vorgegeben, die der Unternehmer verwenden
muss. 4Es kann daher ein EDV-unterstütztes, aber auch ein manuelles Verfahren sein.

(6) 1Ein innerbetriebliches Kontrollverfahren erfüllt die Anforderungen des § 14 Abs. 1 UStG, wenn es
einen verlässlichen Prüfpfad beinhaltet, durch den ein Zusammenhang zwischen der Rechnung und
der zu Grunde liegenden Leistung hergestellt werden kann. 2Dieser Prüfpfad kann z.B. durch (manuel-
len) Abgleich der Rechnung mit vorhandenen geschäftlichen Unterlagen (z.B. Kopie der Bestellung,
Auftrag, Kaufvertrag, Lieferschein oder Überweisung bzw. Zahlungsbeleg) gewährleistet werden. 3Das
innerbetriebliche Kontrollverfahren und der verlässliche Prüfpfad unterliegen keiner gesonderten
Dokumentationspflicht. 4Eine inhaltlich zutreffende Rechnung – insbesondere Leistung, Entgelt, leis-
tender Unternehmer und Zahlungsempfänger sind zutreffend angegeben – rechtfertigt die Annahme,
dass bei der Übermittlung keine die Echtheit der Herkunft oder die Unversehrtheit des Inhalts beein-
trächtigenden Fehler vorgekommen sind.

Q u a l i f i z i e r t e e l e k t r o n i s c h e S i g n a t u r u n d e l e k t r o n i s c h e r D a t e n a u s t a u s c h
( E D I )

(7) Beispiele für Technologien, die die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit des Inhalts bei
einer elektronischen Rechnung gewährleisten, sind zum einen die qualifizierte elektronische Signatur
(§ 2 Nr. 3 SigG) oder die qualifizierte elektronische Signatur mit Anbieter-Akkreditierung (§ 2 Nr. 15
SigG) und zum anderen der elektronische Datenaustausch (EDI) nach Art. 2 der Empfehlung 94/820/
EG der Kommission vom 19. 10. 1994 über die rechtlichen Aspekte des elektronischen Datenaustauschs
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